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Vorwort zur 7. Auflage
Die Gesetzessammlung Basisgesetze Einsatzrecht ist auf die für die Bun-
despolizei wichtigsten einsatzrechtlichen Rechtsquellen beschränkt. Auf
neuestem Stand im Komplettabdruck enthält die Textsammlung das
BPolG, die BPolZV, das VwVG, das UZwG sowie die UZwVwV-BMI.
Auszugsweise – aber mit den für Praxis und Ausbildung relevanten Vor-
schriften – halten die Basisgesetze Einsatzrecht das StGB, die StPO, das
VwVfG, die VwGO, das FamFG, die EBO, den MEPolG, das AEG, das
WÜK und das GG vor. Die Kenntnis all dieser Vorschriften und der je-
derzeitige Zugriff auf dieselben ist für den Praktiker ebenso unentbehr-
lich wie für die Anwärterinnen und Anwärter des mittleren und gehobe-
nen Polizeivollzugsdiensts in der Bundespolizei.
Vor diesem Hintergrund ist die Gesetzessammlung Basisgesetze Einsatz-
recht gleich in mehrfacher Hinsicht vorteilhaft:
– Die Basisgesetze Einsatzrecht liefern das für die Beurteilung bundes-

polizeilicher Lagen unabdingbare gesetzliche Minimum, das sich in
vielen Fällen als das für eine rechtliche Bewertung maximal erforder-
liche Regelwerk erweist.

– Die Basisgesetze Einsatzrecht umfassen alle einsatzrechtlichen Vor-
schriften, die in der Basisausbildung und im Grundstudium des Dip-
lomstudiengangs der Anwärter des gehobenen Polizeivollzugsdiensts
in der Bundespolizei behandelt werden.

– Die Basisgesetze Einsatzrecht umfassen weitestgehend die rechtlichen
Bestimmungen, die im 1. Dienstjahr Gegenstand der Ausbildung des
mittleren Polizeivollzugsdiensts in der Bundespolizei sind. Abgedeckt
sind namentlich die Fächer Einsatzrecht (ER), Einsatzlehre (EL), Kri-
minalistik (KRI) und Polizeidienstkunde (PDK).

– Die Basisgesetze Einsatzrecht sind – da unkommentiert – zulässiges
Hilfsmittel in (Hochschul-)Prüfungen.

– Die Basisgesetze Einsatzrecht sind dank ihres kompakten Formats zur
Mitnahme in den Einsatz wie in Lehrveranstaltungen bestens geeig-
net.

Brühl, im Frühjahr 2022 Prof. Dr. Marc Wagner
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11. Grundgesetz für die Bundesrepublik
Deutschland (GG)

vom 23. Mai 1949 (BGBl. S. 1), in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge-

ändert durch Gesetz vom 29. September 2020 (BGBl. I S. 2048)

– Auszug –

I. Die Grundrechte

Artikel 1 (Menschenwürde)

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu
schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und
unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen
Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt.

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollzie-
hende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.

Artikel 2 (Allgemeine Handlungsfreiheit, Freiheit der Person)

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit,
soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfas-
sungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit.
Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf
Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.

Artikel 3 (Gleichheit vor dem Gesetz)

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die

tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und
Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung,
seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glau-
bens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder
bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachtei-
ligt werden.

Artikel 4 (Glaubens- und Gewissensfreiheit)

(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des re-
ligiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.
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(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.
(3) Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der

Waffe gezwungen werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Artikel 5 (Meinungsfreiheit)

(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei
zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quel-
len ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der
Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine
Zensur findet nicht statt.

(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allge-
meinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Ju-
gend und in dem Recht der persönlichen Ehre.

(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Frei-
heit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.

Artikel 6 (Ehe, Familie, Kinder)

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatli-
chen Ordnung.

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der
Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung
wacht die staatliche Gemeinschaft.

(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur
auf Grund eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die
Erziehungsberechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen
Gründen zu verwahrlosen drohen.

(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der
Gemeinschaft.

(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die glei-
chen Bedingungen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und ihre
Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern.

Artikel 7 (Schulwesen)

(1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates.
(2) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die Teilnahme

des Kindes am Religionsunterricht zu bestimmen.
(3) Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen mit Aus-

nahme der bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. Unbescha-
det des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der Religionsunterricht in
Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften er-
teilt. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religi-
onsunterricht zu erteilen.
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(4) Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleis-
tet. Private Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Ge-
nehmigung des Staates und unterstehen den Landesgesetzen. Die Ge-
nehmigung ist zu erteilen, wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen
und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer
Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen zurückstehen und eine
Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht
gefördert wird. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftli-
che und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist.

(5) Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unter-
richtsverwaltung ein besonderes pädagogisches Interesse anerkennt
oder, auf Antrag von Erziehungsberechtigten, wenn sie als Gemein-
schaftsschule, als Bekenntnis- oder Weltanschauungsschule errichtet
werden soll und eine öffentliche Volksschule dieser Art in der Gemeinde
nicht besteht.

(6) Vorschulen bleiben aufgehoben.

Artikel 8 (Versammlungsfreiheit)

(1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Er-
laubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln.

(2) Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden.

Artikel 9 (Vereinigungs-/Koalitionsfreiheit)

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu
bilden.

(2) Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgeset-
zen zuwiderlaufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung
oder gegen den Gedanken der Völkerverständigung richten, sind verbo-
ten.

(3) Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirt-
schaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann und für
alle Berufe gewährleistet. Abreden, die dieses Recht einschränken oder
zu behindern suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen sind
rechtswidrig. Maßnahmen nach den Artikeln 12a, 35 Abs. 2 und 3, Arti-
kel 87a Abs. 4 und Artikel 91 dürfen sich nicht gegen Arbeitskämpfe
richten, die zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschafts-
bedingungen von Vereinigungen im Sinne des Satzes 1 geführt werden.

Artikel 10 (Post-, Fernmeldegeheimnis)

(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind
unverletzlich.
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(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet
werden. Dient die Beschränkung dem Schutze der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung oder des Bestandes oder der Sicherung des
Bundes oder eines Landes, so kann das Gesetz bestimmen, daß sie dem
Betroffenen nicht mitgeteilt wird und daß an die Stelle des Rechtsweges
die Nachprüfung durch von der Volksvertretung bestellte Organe und
Hilfsorgane tritt.

Artikel 11 (Freizügigkeit)

(1) Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet.
(2) Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes

und nur für die Fälle eingeschränkt werden, in denen eine ausreichende
Lebensgrundlage nicht vorhanden ist und der Allgemeinheit daraus be-
sondere Lasten entstehen würden oder in denen es zur Abwehr einer
drohenden Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokratische
Grundordnung des Bundes oder eines Landes, zur Bekämpfung von Seu-
chengefahr, Naturkatastrophen oder besonders schweren Unglücksfäl-
len, zum Schutze der Jugend vor Verwahrlosung oder um strafbaren
Handlungen vorzubeugen, erforderlich ist.

Artikel 12 (Berufsfreiheit)

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbil-
dungsstätte frei zu wählen. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder
auf Grund eines Gesetzes geregelt werden.

(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, au-
ßer im Rahmen einer herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öf-
fentlichen Dienstleistungspflicht.

(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheits-
entziehung zulässig.

Artikel 12a (Dienstpflichten)

(1) Männer können vom vollendeten achtzehnten Lebensjahr an zum
Dienst in den Streitkräften, im Bundesgrenzschutz oder in einem Zivil-
schutzverband verpflichtet werden.

(2) Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst mit der Waffe ver-
weigert, kann zu einem Ersatzdienst verpflichtet werden. Die Dauer des
Ersatzdienstes darf die Dauer des Wehrdienstes nicht übersteigen. Das
Nähere regelt ein Gesetz, das die Freiheit der Gewissensentscheidung
nicht beeinträchtigen darf und auch eine Möglichkeit des Ersatzdienstes
vorsehen muß, die in keinem Zusammenhang mit den Verbänden der
Streitkräfte und des Bundesgrenzschutzes steht.

(3) Wehrpflichtige, die nicht zu einem Dienst nach Absatz 1 oder 2
herangezogen sind, können im Verteidigungsfalle durch Gesetz oder auf
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Grund eines Gesetzes zu zivilen Dienstleistungen für Zwecke der Vertei-
digung einschließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung in Arbeitsver-
hältnisse verpflichtet werden; Verpflichtungen in öffentlich-rechtliche
Dienstverhältnisse sind nur zur Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben
oder solcher hoheitlichen Aufgaben der öffentlichen Verwaltung, die nur
in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis erfüllt werden können,
zulässig. Arbeitsverhältnisse nach Satz 1 können bei den Streitkräften,
im Bereich ihrer Versorgung sowie bei der öffentlichen Verwaltung be-
gründet werden; Verpflichtungen in Arbeitsverhältnisse im Bereiche der
Versorgung der Zivilbevölkerung sind nur zulässig, um ihren lebensnot-
wendigen Bedarf zu decken oder ihren Schutz sicherzustellen.

(4) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an zivilen Dienstleistun-
gen im zivilen Sanitäts- und Heilwesen sowie in der ortsfesten militäri-
schen Lazarettorganisation nicht auf freiwilliger Grundlage gedeckt
werden, so können Frauen vom vollendeten achtzehnten bis zum vollen-
deten fünfundfünfzigsten Lebensjahr durch Gesetz oder auf Grund eines
Gesetzes zu derartigen Dienstleistungen herangezogen werden. Sie dür-
fen auf keinen Fall zum Dienst mit der Waffe verpflichtet werden.

(5) Für die Zeit vor dem Verteidigungsfalle können Verpflichtungen
nach Absatz 3 nur nach Maßgabe des Artikels 80a Abs. 1 begründet wer-
den. Zur Vorbereitung auf Dienstleistungen nach Absatz 3, für die be-
sondere Kenntnisse oder Fertigkeiten erforderlich sind, kann durch Ge-
setz oder auf Grund eines Gesetzes die Teilnahme an Ausbildungsveran-
staltungen zur Pflicht gemacht werden. Satz 1 findet insoweit keine An-
wendung.

(6) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an Arbeitskräften für die
in Absatz 3 Satz 2 genannten Bereiche auf freiwilliger Grundlage nicht
gedeckt werden, so kann zur Sicherung dieses Bedarfs die Freiheit der
Deutschen, die Ausübung eines Berufs oder den Arbeitsplatz aufzuge-
ben, durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes eingeschränkt werden.
Vor Eintritt des Verteidigungsfalles gilt Absatz 5 Satz 1 entsprechend.

Artikel 13 (Unverletzlichkeit der Wohnung)

(1) Die Wohnung ist unverletzlich.
(2) Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im

Verzuge auch durch die in den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe
angeordnet und nur in der dort vorgeschriebenen Form durchgeführt
werden.

(3) Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, daß jemand eine
durch Gesetz einzeln bestimmte besonders schwere Straftat begangen
hat, so dürfen zur Verfolgung der Tat auf Grund richterlicher Anordnung
technische Mittel zur akustischen Überwachung von Wohnungen, in de-
nen der Beschuldigte sich vermutlich aufhält, eingesetzt werden, wenn
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die Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise unverhältnismäßig
erschwert oder aussichtslos wäre. Die Maßnahme ist zu befristen. Die
Anordnung erfolgt durch einen mit drei Richtern besetzten Spruchkör-
per. Bei Gefahr im Verzuge kann sie auch durch einen einzelnen Richter
getroffen werden.

(4) Zur Abwehr dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit,
insbesondere einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr, dürfen
technische Mittel zur Überwachung von Wohnungen nur auf Grund rich-
terlicher Anordnung eingesetzt werden. Bei Gefahr im Verzuge kann die
Maßnahme auch durch eine andere gesetzlich bestimmte Stelle angeord-
net werden; eine richterliche Entscheidung ist unverzüglich nachzuho-
len.

(5) Sind technische Mittel ausschließlich zum Schutze der bei einem
Einsatz in Wohnungen tätigen Personen vorgesehen, kann die Maßnahme
durch eine gesetzlich bestimmte Stelle angeordnet werden. Eine ander-
weitige Verwertung der hierbei erlangten Erkenntnisse ist nur zum Zwe-
cke der Strafverfolgung oder der Gefahrenabwehr und nur zulässig,
wenn zuvor die Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festgestellt
ist; bei Gefahr im Verzuge ist die richterliche Entscheidung unverzüglich
nachzuholen.

(6) Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag jährlich über
den nach Absatz 3 sowie über den im Zuständigkeitsbereich des Bundes
nach Absatz 4 und, soweit richterlich überprüfungsbedürftig, nach Ab-
satz 5 erfolgten Einsatz technischer Mittel. Ein vom Bundestag gewähl-
tes Gremium übt auf der Grundlage dieses Berichts die parlamentari-
sche Kontrolle aus. Die Länder gewährleisten eine gleichwertige parla-
mentarische Kontrolle.

(7) Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur zur Abwehr
einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen,
auf Grund eines Gesetzes auch zur Verhütung dringender Gefahren für
die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Behebung der
Raumnot, zur Bekämpfung von Seuchengefahr oder zum Schutze ge-
fährdeter Jugendlicher vorgenommen werden.

Artikel 14 (Eigentum/Erbrecht/Enteignung)

(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und
Schranken werden durch die Gesetze bestimmt.

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle
der Allgemeinheit dienen.

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig.
Sie darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das
Art und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die Entschädigung ist unter
gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteilig-
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ten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädigung steht im Streit-
falle der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen.

Artikel 15 (Vergesellschaftung)

Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum
Zwecke der Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß
der Entschädigung regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen
der Gemeinwirtschaft überführt werden. Für die Entschädigung gilt Ar-
tikel 14 Abs. 3 Satz 3 und 4 entsprechend.

Artikel 16 (Staatsangehörigkeit/Auslieferung)

(1) Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht entzogen werden.
Der Verlust der Staatsangehörigkeit darf nur auf Grund eines Gesetzes
und gegen den Willen des Betroffenen nur dann eintreten, wenn der Be-
troffene dadurch nicht staatenlos wird.

(2) Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert werden. Durch
Gesetz kann eine abweichende Regelung für Auslieferungen an einen
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder an einen internationalen Ge-
richtshof getroffen werden, soweit rechtsstaatliche Grundsätze gewahrt
sind.

Artikel 16a (Asylrecht)

(1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.
(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, wer aus einem Mitglied-

staat der Europäischen Gemeinschaften oder aus einem anderen Dritt-
staat einreist, in dem die Anwendung des Abkommens über die Rechts-
stellung der Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten sichergestellt ist. Die Staaten außer-
halb der Europäischen Gemeinschaften, auf die die Voraussetzungen des
Satzes 1 zutreffen, werden durch Gesetz, das der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf, bestimmt. In den Fällen des Satzes 1 können aufent-
haltsbeendende Maßnahmen unabhängig von einem hiergegen eingeleg-
ten Rechtsbehelf vollzogen werden.

(3) Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, kön-
nen Staaten bestimmt werden, bei denen auf Grund der Rechtslage, der
Rechtsanwendung und der allgemeinen politischen Verhältnisse gewähr-
leistet erscheint, daß dort weder politische Verfolgung noch unmenschli-
che oder erniedrigende Bestrafung oder Behandlung stattfindet. Es wird
vermutet, daß ein Ausländer aus einem solchen Staat nicht verfolgt wird,
solange er nicht Tatsachen vorträgt, die die Annahme begründen, daß er
entgegen dieser Vermutung politisch verfolgt wird.

(4) Die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen wird in den
Fällen des Absatzes 3 und in anderen Fällen, die offensichtlich unbe-
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gründet sind oder als offensichtlich unbegründet gelten, durch das Ge-
richt nur ausgesetzt, wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der
Maßnahme bestehen; der Prüfungsumfang kann eingeschränkt werden
und verspätetes Vorbringen unberücksichtigt bleiben. Das Nähere ist
durch Gesetz zu bestimmen.

(5) Die Absätze 1 bis 4 stehen völkerrechtlichen Verträgen von Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften untereinander und mit
dritten Staaten nicht entgegen, die unter Beachtung der Verpflichtungen
aus dem Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, de-
ren Anwendung in den Vertragsstaaten sichergestellt sein muß, Zustän-
digkeitsregelungen für die Prüfung von Asylbegehren einschließlich der
gegenseitigen Anerkennung von Asylentscheidungen treffen.

Artikel 17 (Petitionsrecht)

Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit an-
deren schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständigen Stel-
len und an die Volksvertretung zu wenden.

Artikel 17a (Wehr- und Ersatzdienst)

(1) Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst können bestimmen,
daß für die Angehörigen der Streitkräfte und des Ersatzdienstes wäh-
rend der Zeit des Wehr- oder Ersatzdienstes das Grundrecht, seine Mei-
nung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten (Arti-
kel 5 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz), das Grundrecht der Versammlungs-
freiheit (Artikel 8) und das Petitionsrecht (Artikel 17), soweit es das
Recht gewährt, Bitten oder Beschwerden in Gemeinschaft mit anderen
vorzubringen, eingeschränkt werden.

(2) Gesetze, die der Verteidigung einschließlich des Schutzes der Zi-
vilbevölkerung dienen, können bestimmen, daß die Grundrechte der
Freizügigkeit (Artikel 11) und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Arti-
kel 13) eingeschränkt werden.

Artikel 18 (Verwirkung von Grundrechten)

Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesondere die Pressefrei-
heit (Artikel 5 Abs. 1), die Lehrfreiheit (Artikel 5 Abs. 3), die Versamm-
lungsfreiheit (Artikel 8), die Vereinigungsfreiheit (Artikel 9), das Brief-,
Post- und Fernmeldegeheimnis (Artikel 10), das Eigentum (Artikel 14)
oder das Asylrecht (Artikel 16a) zum Kampfe gegen die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung mißbraucht, verwirkt diese Grundrechte.
Die Verwirkung und ihr Ausmaß werden durch das Bundesverfassungs-
gericht ausgesprochen.
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Artikel 19 (Einschränkung von Grundrechten/Rechtsweg)

(1) Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz
oder auf Grund eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, muß das Ge-
setz allgemein und nicht nur für den Einzelfall gelten. Außerdem muß
das Gesetz das Grundrecht unter Angabe des Artikels nennen.

(2) In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt ange-
tastet werden.

(3) Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen,
soweit sie ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind.

(4) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten ver-
letzt, so steht ihm der Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zuständig-
keit nicht begründet ist, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. Arti-
kel 10 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt.

II. Der Bund und die Länder

Artikel 20 (Verfassungsgrundsätze, Widerstandsrecht)

(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozi-
aler Bundesstaat.

(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wah-
len und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung,
der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.

(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die voll-
ziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht ge-
bunden.

(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, ha-
ben alle Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe
nicht möglich ist.

Artikel 23 (Europäische Union)

(1) Zur Verwirklichung eines vereinten Europas wirkt die Bundesre-
publik Deutschland bei der Entwicklung der Europäischen Union mit,
die demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen Grund-
sätzen und dem Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet ist und einen
diesem Grundgesetz im wesentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz
gewährleistet. Der Bund kann hierzu durch Gesetz mit Zustimmung des
Bundesrates Hoheitsrechte übertragen. Für die Begründung der Europä-
ischen Union sowie für Änderungen ihrer vertraglichen Grundlagen und
vergleichbare Regelungen, durch die dieses Grundgesetz seinem Inhalt
nach geändert oder ergänzt wird oder solche Änderungen oder Ergän-
zungen ermöglicht werden, gilt Artikel 79 Abs. 2 und 3.
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(1a) Der Bundestag und der Bundesrat haben das Recht, wegen Ver-
stoßes eines Gesetzgebungsakts der Europäischen Union gegen das Sub-
sidiaritätsprinzip vor dem Gerichtshof der Europäischen Union Klage
zu erheben. Der Bundestag ist hierzu auf Antrag eines Viertels seiner
Mitglieder verpflichtet. Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf, können für die Wahrnehmung der Rechte, die dem Bundes-
tag und dem Bundesrat in den vertraglichen Grundlagen der Europäi-
schen Union eingeräumt sind, Ausnahmen von Artikel 42 Abs. 2 Satz 1
und Artikel 52 Abs. 3 Satz 1 zugelassen werden.

(2) In Angelegenheiten der Europäischen Union wirken der Bundes-
tag und durch den Bundesrat die Länder mit. Die Bundesregierung hat
den Bundestag und den Bundesrat umfassend und zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt zu unterrichten.

(3) Die Bundesregierung gibt dem Bundestag Gelegenheit zur Stel-
lungnahme vor ihrer Mitwirkung an Rechtsetzungsakten der Europäi-
schen Union. Die Bundesregierung berücksichtigt die Stellungnahmen
des Bundestages bei den Verhandlungen. Das Nähere regelt ein Gesetz.

(4) Der Bundesrat ist an der Willensbildung des Bundes zu beteiligen,
soweit er an einer entsprechenden innerstaatlichen Maßnahme mitzu-
wirken hätte oder soweit die Länder innerstaatlich zuständig wären.

(5) Soweit in einem Bereich ausschließlicher Zuständigkeiten des
Bundes Interessen der Länder berührt sind oder soweit im übrigen der
Bund das Recht zur Gesetzgebung hat, berücksichtigt die Bundesregie-
rung die Stellungnahme des Bundesrates. Wenn im Schwerpunkt Ge-
setzgebungsbefugnisse der Länder, die Einrichtung ihrer Behörden oder
ihre Verwaltungsverfahren betroffen sind, ist bei der Willensbildung des
Bundes insoweit die Auffassung des Bundesrates maßgeblich zu berück-
sichtigen; dabei ist die gesamtstaatliche Verantwortung des Bundes zu
wahren. In Angelegenheiten, die zu Ausgabenerhöhungen oder Einnah-
meminderungen für den Bund führen können, ist die Zustimmung der
Bundesregierung erforderlich.

(6) Wenn im Schwerpunkt ausschließliche Gesetzgebungsbefugnisse
der Länder auf den Gebieten der schulischen Bildung, der Kultur oder
des Rundfunks betroffen sind, wird die Wahrnehmung der Rechte, die
der Bundesrepublik Deutschland als Mitgliedstaat der Europäischen
Union zustehen, vom Bund auf einen vom Bundesrat benannten Vertre-
ter der Länder übertragen. Die Wahrnehmung der Rechte erfolgt unter
Beteiligung und in Abstimmung mit der Bundesregierung; dabei ist die
gesamtstaatliche Verantwortung des Bundes zu wahren.

(7) Das Nähere zu den Absätzen 4 bis 6 regelt ein Gesetz, das der
Zustimmung des Bundesrates bedarf.
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Artikel 25 (Vorrang des Völkerrechts)

Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bun-
desrechtes. Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflich-
ten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes.

Artikel 28 (Länderverfassungen/kommunale Selbstverwaltung)

(1) Die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern muß den Grund-
sätzen des republikanischen, demokratischen und sozialen Rechtsstaates
im Sinne dieses Grundgesetzes entsprechen. In den Ländern, Kreisen
und Gemeinden muß das Volk eine Vertretung haben, die aus allgemei-
nen, unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegan-
gen ist. Bei Wahlen in Kreisen und Gemeinden sind auch Personen, die
die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Ge-
meinschaft besitzen, nach Maßgabe von Recht der Europäischen Ge-
meinschaft wahlberechtigt und wählbar. In Gemeinden kann an die
Stelle einer gewählten Körperschaft die Gemeindeversammlung treten.

(2) Den Gemeinden muß das Recht gewährleistet sein, alle Angele-
genheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener
Verantwortung zu regeln. Auch die Gemeindeverbände haben im Rah-
men ihres gesetzlichen Aufgabenbereiches nach Maßgabe der Gesetze
das Recht der Selbstverwaltung. Die Gewährleistung der Selbstverwal-
tung umfaßt auch die Grundlagen der finanziellen Eigenverantwortung;
zu diesen Grundlagen gehört eine den Gemeinden mit Hebesatzrecht zu-
stehende wirtschaftskraftbezogene Steuerquelle.

(3) Der Bund gewährleistet, daß die verfassungsmäßige Ordnung der
Länder den Grundrechten und den Bestimmungen der Absätze 1 und 2
entspricht.

Artikel 30 (Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern)

Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staat-
lichen Aufgaben ist Sache der Länder, soweit dieses Grundgesetz keine
andere Regelung trifft oder zuläßt.

Artikel 31 (Vorrang des Bundesrechts)

Bundesrecht bricht Landesrecht.

Artikel 33 (Gleichstellung/öffentlicher Dienst)

(1) Jeder Deutsche hat in jedem Lande die gleichen staatsbürgerli-
chen Rechte und Pflichten.

(2) Jeder Deutsche hat nach seiner Eignung, Befähigung und fachli-
chen Leistung gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amte.
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(3) Der Genuß bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte, die Zulas-
sung zu öffentlichen Ämtern sowie die im öffentlichen Dienste erworbe-
nen Rechte sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis. Niemandem
darf aus seiner Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem Be-
kenntnisse oder einer Weltanschauung ein Nachteil erwachsen.

(4) Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse ist als ständige Auf-
gabe in der Regel Angehörigen des öffentlichen Dienstes zu übertragen,
die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen.

(5) Das Recht des öffentlichen Dienstes ist unter Berücksichtigung
der hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln und
fortzuentwickeln.

Artikel 34 (Haftung bei Amtspflichtverletzungen)

Verletzt jemand in Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlichen
Amtes die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, so trifft
die Verantwortlichkeit grundsätzlich den Staat oder die Körperschaft,
in deren Dienst er steht. Bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit bleibt
der Rückgriff vorbehalten. Für den Anspruch auf Schadensersatz und
für den Rückgriff darf der ordentliche Rechtsweg nicht ausgeschlossen
werden.

Artikel 35 (Rechts-, Amts- und Katastrophenhilfe)

(1) Alle Behörden des Bundes und der Länder leisten sich gegenseitig
Rechts- und Amtshilfe.

(2) Zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der öffentlichen
Sicherheit oder Ordnung kann ein Land in Fällen von besonderer Bedeu-
tung Kräfte und Einrichtungen des Bundesgrenzschutzes zur Unterstüt-
zung seiner Polizei anfordern, wenn die Polizei ohne diese Unterstützung
eine Aufgabe nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten erfüllen
könnte. Zur Hilfe bei einer Naturkatastrophe oder bei einem besonders
schweren Unglücksfall kann ein Land Polizeikräfte anderer Länder,
Kräfte und Einrichtungen anderer Verwaltungen sowie des Bundes-
grenzschutzes und der Streitkräfte anfordern.

(3) Gefährdet die Naturkatastrophe oder der Unglücksfall das Gebiet
mehr als eines Landes, so kann die Bundesregierung, soweit es zur wirk-
samen Bekämpfung erforderlich ist, den Landesregierungen die Weisung
erteilen, Polizeikräfte anderen Ländern zur Verfügung zu stellen, sowie
Einheiten des Bundesgrenzschutzes und der Streitkräfte zur Unterstüt-
zung der Polizeikräfte einsetzen. Maßnahmen der Bundesregierung nach
Satz 1 sind jederzeit auf Verlangen des Bundesrates, im übrigen unver-
züglich nach Beseitigung der Gefahr aufzuheben.
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III. Der Bundestag

Artikel 38 (Wahl)

(1) Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in allge-
meiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Sie
sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht ge-
bunden und nur ihrem Gewissen unterworfen.

(2) Wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat;
wählbar ist, wer das Alter erreicht hat, mit dem die Volljährigkeit ein-
tritt.

(3) Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz.

V. Der Bundespräsident

Artikel 60 (Beamtenernennung/Begnadigung)

(1) Der Bundespräsident ernennt und entläßt die Bundesrichter, die
Bundesbeamten, die Offiziere und Unteroffiziere, soweit gesetzlich
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Er übt im Einzelfalle für den Bund das Begnadigungsrecht aus.
(3) Er kann diese Befugnisse auf andere Behörden übertragen.
(4) Die Absätze 2 bis 4 des Artikels 46 finden auf den Bundespräsi-

denten entsprechende Anwendung.

VI. Die Bundesregierung

Artikel 63 (Wahl des Bundeskanzlers)

(1) Der Bundeskanzler wird auf Vorschlag des Bundespräsidenten
vom Bundestage ohne Aussprache gewählt.

(2) Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des
Bundestages auf sich vereinigt. Der Gewählte ist vom Bundespräsiden-
ten zu ernennen.

(3) Wird der Vorgeschlagene nicht gewählt, so kann der Bundestag
binnen vierzehn Tagen nach dem Wahlgange mit mehr als der Hälfte
seiner Mitglieder einen Bundeskanzler wählen.

(4) Kommt eine Wahl innerhalb dieser Frist nicht zustande, so findet
unverzüglich ein neuer Wahlgang statt, in dem gewählt ist, wer die meis-
ten Stimmen erhält. Vereinigt der Gewählte die Stimmen der Mehrheit
der Mitglieder des Bundestages auf sich, so muß der Bundespräsident
ihn binnen sieben Tagen nach der Wahl ernennen. Erreicht der Gewählte
diese Mehrheit nicht, so hat der Bundespräsident binnen sieben Tagen
entweder ihn zu ernennen oder den Bundestag aufzulösen.
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Artikel 64 (Ernennung und Entlassung der Bundesminister)

(1) Die Bundesminister werden auf Vorschlag des Bundeskanzlers
vom Bundespräsidenten ernannt und entlassen.

(2) Der Bundeskanzler und die Bundesminister leisten bei der Amts-
übernahme vor dem Bundestage den in Artikel 56 vorgesehenen Eid.

Artikel 65 (Richtlinienkompetenz/Ressort- und Kollegialprinzip)

Der Bundeskanzler bestimmt die Richtlinien der Politik und trägt da-
für die Verantwortung. Innerhalb dieser Richtlinien leitet jeder Bundes-
minister seinen Geschäftsbereich selbständig und unter eigener Verant-
wortung. Über Meinungsverschiedenheiten zwischen den Bundesminis-
tern entscheidet die Bundesregierung. Der Bundeskanzler leitet ihre Ge-
schäfte nach einer von der Bundesregierung beschlossenen und vom
Bundespräsidenten genehmigten Geschäftsordnung.

VII. Die Gesetzgebung des Bundes

Artikel 70 (Gesetzgebung von Bund und Ländern)

(1) Die Länder haben das Recht der Gesetzgebung, soweit dieses
Grundgesetz nicht dem Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht.

(2) Die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern
bemißt sich nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes über die aus-
schließliche und die konkurrierende Gesetzgebung.

Artikel 71 (Ausschließliche Gesetzgebung)

Im Bereiche der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes haben die
Länder die Befugnis zur Gesetzgebung nur, wenn und soweit sie hierzu
in einem Bundesgesetze ausdrücklich ermächtigt werden.

Artikel 72 (Konkurrierende Gesetzgebung)

(1) Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung haben die Länder
die Befugnis zur Gesetzgebung, solange und soweit der Bund von seiner
Gesetzgebungszuständigkeit nicht durch Gesetz Gebrauch gemacht hat.

(2) Auf den Gebieten des Artikels 74 Abs. 1 Nr. 4, 7, 11, 13, 15, 19a,
20, 22, 25 und 26 hat der Bund das Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit
die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder
die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen
Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht.

(3) Hat der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit Gebrauch
gemacht, können die Länder durch Gesetz hiervon abweichende Rege-
lungen treffen über:
1. das Jagdwesen (ohne das Recht der Jagdscheine);
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2. den Naturschutz und die Landschaftspflege (ohne die allgemeinen
Grundsätze des Naturschutzes, das Recht des Artenschutzes oder des
Meeresnaturschutzes);

3. die Bodenverteilung;
4. die Raumordnung;
5. den Wasserhaushalt (ohne stoff- oder anlagenbezogene Regelungen);
6. die Hochschulzulassung und die Hochschulabschlüsse;
7. die Grundsteuer.
Bundesgesetze auf diesen Gebieten treten frühestens sechs Monate nach
ihrer Verkündung in Kraft, soweit nicht mit Zustimmung des Bundesra-
tes anderes bestimmt ist. Auf den Gebieten des Satzes 1 geht im Verhält-
nis von Bundes- und Landesrecht das jeweils spätere Gesetz vor.

(4) Durch Bundesgesetz kann bestimmt werden, daß eine bundesge-
setzliche Regelung, für die eine Erforderlichkeit im Sinne des Absatzes 2
nicht mehr besteht, durch Landesrecht ersetzt werden kann.

Artikel 73 (Gebiete der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes)

(1) Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über:
1. die auswärtigen Angelegenheiten sowie die Verteidigung einschließ-

lich des Schutzes der Zivilbevölkerung;
2. die Staatsangehörigkeit im Bunde;
3. die Freizügigkeit, das Paßwesen, das Melde- und Ausweiswesen, die

Ein- und Auswanderung und die Auslieferung;
4. das Währungs-, Geld- und Münzwesen, Maße und Gewichte sowie

die Zeitbestimmung;
5. die Einheit des Zoll- und Handelsgebietes, die Handels- und Schiff-

fahrtsverträge, die Freizügigkeit des Warenverkehrs und den Waren-
und Zahlungsverkehr mit dem Auslande einschließlich des Zoll- und
Grenzschutzes;

5a. den Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung ins Ausland;
6. den Luftverkehr;
6a. den Verkehr von Eisenbahnen, die ganz oder mehrheitlich im Eigen-

tum des Bundes stehen (Eisenbahnen des Bundes), den Bau, die Un-
terhaltung und das Betreiben von Schienenwegen der Eisenbahnen
des Bundes sowie die Erhebung von Entgelten für die Benutzung
dieser Schienenwege;

7. das Postwesen und die Telekommunikation;
8. die Rechtsverhältnisse der im Dienste des Bundes und der bundes-

unmittelbaren Körperschaften des öffentlichen Rechtes stehenden
Personen;
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9. den gewerblichen Rechtsschutz, das Urheberrecht und das Verlags-
recht;

9a. die Abwehr von Gefahren des internationalen Terrorismus durch
das Bundeskriminalpolizeiamt in Fällen, in denen eine länderüber-
greifende Gefahr vorliegt, die Zuständigkeit einer Landespolizeibe-
hörde nicht erkennbar ist oder die oberste Landesbehörde um eine
Übernahme ersucht;

10. die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder
a) in der Kriminalpolizei,
b) zum Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung,

des Bestandes und der Sicherheit des Bundes oder eines Landes
(Verfassungsschutz) und

c) zum Schutze gegen Bestrebungen im Bundesgebiet, die durch
Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungs-
handlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutsch-
land gefährden,

sowie die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes und die in-
ternationale Verbrechensbekämpfung;

11. die Statistik für Bundeszwecke;
12. das Waffen- und das Sprengstoffrecht;
13. die Versorgung der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen

und die Fürsorge für die ehemaligen Kriegsgefangenen;
14. die Erzeugung und Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwe-

cken, die Errichtung und den Betrieb von Anlagen, die diesen Zwe-
cken dienen, den Schutz gegen Gefahren, die bei Freiwerden von
Kernenergie oder durch ionisierende Strahlen entstehen, und die
Beseitigung radioaktiver Stoffe.

(2) Gesetze nach Absatz 1 Nr. 9a bedürfen der Zustimmung des Bun-
desrates.

Artikel 74 (Gebiete der konkurrierenden Gesetzgebung)

(1) Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende Ge-
biete:
1. das bürgerliche Recht, das Strafrecht, die Gerichtsverfassung, das

gerichtliche Verfahren (ohne das Recht des Untersuchungshaftvoll-
zugs), die Rechtsanwaltschaft, das Notariat und die Rechtsbera-
tung;

2. das Personenstandswesen;
3. das Vereinsrecht;
4. das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht der Ausländer;
4a. weggefallen
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5. weggefallen
6. die Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen;
7. die öffentliche Fürsorge (ohne das Heimrecht);
8. weggefallen
9. die Kriegsschäden und die Wiedergutmachung;
10. die Kriegsgräber und Gräber anderer Opfer des Krieges und Opfer

von Gewaltherrschaft;
11. das Recht der Wirtschaft (Bergbau, Industrie, Energiewirtschaft,

Handwerk, Gewerbe, Handel, Bank- und Börsenwesen, privat-
rechtliches Versicherungswesen) ohne das Recht des Ladenschlus-
ses, der Gaststätten, der Spielhallen, der Schaustellung von Perso-
nen, der Messen, der Ausstellungen und der Märkte;

11a. weggefallen
12. das Arbeitsrecht einschließlich der Betriebsverfassung, des Ar-

beitsschutzes und der Arbeitsvermittlung sowie die Sozialversiche-
rung einschließlich der Arbeitslosenversicherung;

13. die Regelung der Ausbildungsbeihilfen und die Förderung der wis-
senschaftlichen Forschung;

14. das Recht der Enteignung, soweit sie auf den Sachgebieten der Ar-
tikel 73 und 74 in Betracht kommt;

15. die Überführung von Grund und Boden, von Naturschätzen und
Produktionsmitteln in Gemeineigentum oder in andere Formen der
Gemeinwirtschaft;

16. die Verhütung des Mißbrauchs wirtschaftlicher Machtstellung;
17. die Förderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung

(ohne das Recht der Flurbereinigung), die Sicherung der Ernäh-
rung, die Ein- und Ausfuhr land- und forstwirtschaftlicher Erzeug-
nisse, die Hochsee- und Küstenfischerei und den Küstenschutz;

18. den städtebaulichen Grundstücksverkehr, das Bodenrecht (ohne
das Recht der Erschließungsbeiträge) und das Wohngeldrecht, das
Altschuldenhilferecht, das Wohnungsbauprämienrecht, das Berg-
arbeiterwohnungsbaurecht und das Bergmannssiedlungsrecht;

19. Maßnahmen gegen gemeingefährliche oder übertragbare Krank-
heiten bei Menschen und Tieren, Zulassung zu ärztlichen und an-
deren Heilberufen und zum Heilgewerbe, sowie das Recht des Apo-
thekenwesens, der Arzneien, der Medizinprodukte, der Heilmittel,
der Betäubungsmittel und der Gifte;

19a. die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser und die Regelung
der Krankenhauspflegesätze;

20. das Recht der Lebensmittel einschließlich der ihrer Gewinnung
dienenden Tiere, das Recht der Genussmittel, Bedarfsgegenstände



24 Grundgesetz – Art. 74, 76

und Futtermittel sowie den Schutz beim Verkehr mit land- und
forstwirtschaftlichem Saat- und Pflanzgut, den Schutz der Pflan-
zen gegen Krankheiten und Schädlinge sowie den Tierschutz;

21. die Hochsee- und Küstenschiffahrt sowie die Seezeichen, die Bin-
nenschiffahrt, den Wetterdienst, die Seewasserstraßen und die dem
allgemeinen Verkehr dienenden Binnenwasserstraßen;

22. den Straßenverkehr, das Kraftfahrwesen, den Bau und die Unter-
haltung von Landstraßen für den Fernverkehr sowie die Erhebung
und Verteilung von Gebühren oder Entgelten für die Benutzung
öffentlicher Straßen mit Fahrzeugen;

23. die Schienenbahnen, die nicht Eisenbahnen des Bundes sind, mit
Ausnahme der Bergbahnen;

24. die Abfallwirtschaft, die Luftreinhaltung und die Lärmbekämp-
fung (ohne Schutz vor verhaltensbezogenem Lärm);

25. die Staatshaftung;
26. die medizinisch unterstützte Erzeugung menschlichen Lebens, die

Untersuchung und die künstliche Veränderung von Erbinformatio-
nen sowie Regelungen zur Transplantation von Organen, Geweben
und Zellen;

27. die Statusrechte und -pflichten der Beamten der Länder, Gemein-
den und anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie der
Richter in den Ländern mit Ausnahme der Laufbahnen, Besoldung
und Versorgung;

28. das Jagdwesen;
29. den Naturschutz und die Landschaftspflege;
30. die Bodenverteilung;
31. die Raumordnung;
32. den Wasserhaushalt;
33. die Hochschulzulassung und die Hochschulabschlüsse.

(2) Gesetze nach Absatz 1 Nr. 25 und 27 bedürfen der Zustimmung
des Bundesrates.

Artikel 76 (Gesetzesvorlagen)

(1) Gesetzesvorlagen werden beim Bundestage durch die Bundesre-
gierung, aus der Mitte des Bundestages oder durch den Bundesrat einge-
bracht.

(2) Vorlagen der Bundesregierung sind zunächst dem Bundesrat zu-
zuleiten. Der Bundesrat ist berechtigt, innerhalb von sechs Wochen zu
diesen Vorlagen Stellung zu nehmen. Verlangt er aus wichtigem Grunde,
insbesondere mit Rücksicht auf den Umfang einer Vorlage, eine Fristver-
längerung, so beträgt die Frist neun Wochen. Die Bundesregierung kann
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eine Vorlage, die sie bei der Zuleitung an den Bundesrat ausnahmsweise
als besonders eilbedürftig bezeichnet hat, nach drei Wochen oder, wenn
der Bundesrat ein Verlangen nach Satz 3 geäußert hat, nach sechs Wo-
chen dem Bundestag zuleiten, auch wenn die Stellungnahme des Bun-
desrates noch nicht bei ihr eingegangen ist; sie hat die Stellungnahme
des Bundesrates unverzüglich nach Eingang dem Bundestag nachzurei-
chen. Bei Vorlagen zur Änderung dieses Grundgesetzes und zur Übertra-
gung von Hoheitsrechten nach Artikel 23 oder Artikel 24 beträgt die
Frist zur Stellungnahme neun Wochen; Satz 4 findet keine Anwendung.

(3) Vorlagen des Bundesrates sind dem Bundestag durch die Bundes-
regierung innerhalb von sechs Wochen zuzuleiten. Sie soll hierbei ihre
Auffassung darlegen. Verlangt sie aus wichtigem Grunde, insbesondere
mit Rücksicht auf den Umfang einer Vorlage, eine Fristverlängerung, so
beträgt die Frist neun Wochen. Wenn der Bundesrat eine Vorlage aus-
nahmsweise als besonders eilbedürftig bezeichnet hat, beträgt die Frist
drei Wochen oder, wenn die Bundesregierung ein Verlangen nach Satz 3
geäußert hat, sechs Wochen. Bei Vorlagen zur Änderung dieses Grundge-
setzes und zur Übertragung von Hoheitsrechten nach Artikel 23 oder Ar-
tikel 24 beträgt die Frist neun Wochen; Satz 4 findet keine Anwendung.
Der Bundestag hat über die Vorlagen in angemessener Frist zu beraten
und Beschluß zu fassen.

Artikel 77 (Gesetzgebungsverfahren)

(1) Die Bundesgesetze werden vom Bundestage beschlossen. Sie sind
nach ihrer Annahme durch den Präsidenten des Bundestages unverzüg-
lich dem Bundesrate zuzuleiten.

(2) Der Bundesrat kann binnen drei Wochen nach Eingang des Geset-
zesbeschlusses verlangen, daß ein aus Mitgliedern des Bundestages und
des Bundesrates für die gemeinsame Beratung von Vorlagen gebildeter
Ausschuß einberufen wird. Die Zusammensetzung und das Verfahren
dieses Ausschusses regelt eine Geschäftsordnung, die vom Bundestag be-
schlossen wird und der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Die in die-
sen Ausschuß entsandten Mitglieder des Bundesrates sind nicht an Wei-
sungen gebunden. Ist zu einem Gesetze die Zustimmung des Bundesrates
erforderlich, so können auch der Bundestag und die Bundesregierung
die Einberufung verlangen. Schlägt der Ausschuß eine Änderung des Ge-
setzesbeschlusses vor, so hat der Bundestag erneut Beschluß zu fassen.

(2a) Soweit zu einem Gesetz die Zustimmung des Bundesrates erfor-
derlich ist, hat der Bundesrat, wenn ein Verlangen nach Absatz 2 Satz 1
nicht gestellt oder das Vermittlungsverfahren ohne einen Vorschlag zur
Änderung des Gesetzesbeschlusses beendet ist, in angemessener Frist
über die Zustimmung Beschluß zu fassen.

(3) Soweit zu einem Gesetze die Zustimmung des Bundesrates nicht
erforderlich ist, kann der Bundesrat, wenn das Verfahren nach Absatz 2
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beendigt ist, gegen ein vom Bundestage beschlossenes Gesetz binnen
zwei Wochen Einspruch einlegen. Die Einspruchsfrist beginnt im Falle
des Absatzes 2 letzter Satz mit dem Eingange des vom Bundestage er-
neut gefaßten Beschlusses, in allen anderen Fällen mit dem Eingange
der Mitteilung des Vorsitzenden des in Absatz 2 vorgesehenen Ausschus-
ses, daß das Verfahren vor dem Ausschusse abgeschlossen ist.

(4) Wird der Einspruch mit der Mehrheit der Stimmen des Bundesra-
tes beschlossen, so kann er durch Beschluß der Mehrheit der Mitglieder
des Bundestages zurückgewiesen werden. Hat der Bundesrat den Ein-
spruch mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln seiner Stimmen
beschlossen, so bedarf die Zurückweisung durch den Bundestag einer
Mehrheit von zwei Dritteln, mindestens der Mehrheit der Mitglieder des
Bundestages.

Artikel 78 (Zustandekommen von Gesetzen)

Ein vom Bundestage beschlossenes Gesetz kommt zustande, wenn der
Bundesrat zustimmt, den Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 nicht stellt,
innerhalb der Frist des Artikels 77 Abs. 3 keinen Einspruch einlegt oder
ihn zurücknimmt oder wenn der Einspruch vom Bundestage überstimmt
wird.

Artikel 79 (Änderung des Grundgesetzes)

(1) Das Grundgesetz kann nur durch ein Gesetz geändert werden, das
den Wortlaut des Grundgesetzes ausdrücklich ändert oder ergänzt. Bei
völkerrechtlichen Verträgen, die eine Friedensregelung, die Vorbereitung
einer Friedensregelung oder den Abbau einer besatzungsrechtlichen
Ordnung zum Gegenstand haben oder der Verteidigung der Bundesre-
publik zu dienen bestimmt sind, genügt zur Klarstellung, daß die Be-
stimmungen des Grundgesetzes dem Abschluß und dem Inkraftsetzen
der Verträge nicht entgegenstehen, eine Ergänzung des Wortlautes des
Grundgesetzes, die sich auf diese Klarstellung beschränkt.

(2) Ein solches Gesetz bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der
Mitglieder des Bundestages und zwei Dritteln der Stimmen des Bundes-
rates.

(3) Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliede-
rung des Bundes in Länder, die grundsätzliche Mitwirkung der Länder
bei der Gesetzgebung oder die in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten
Grundsätze berührt werden, ist unzulässig.

Artikel 80 (Erlaß von Rechtsverordnungen)

(1) Durch Gesetz können die Bundesregierung, ein Bundesminister
oder die Landesregierungen ermächtigt werden, Rechtsverordnungen zu
erlassen. Dabei müssen Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Er-
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mächtigung im Gesetze bestimmt werden. Die Rechtsgrundlage ist in der
Verordnung anzugeben. Ist durch Gesetz vorgesehen, daß eine Ermächti-
gung weiter übertragen werden kann, so bedarf es zur Übertragung der
Ermächtigung einer Rechtsverordnung.

(2) Der Zustimmung des Bundesrates bedürfen, vorbehaltlich ander-
weitiger bundesgesetzlicher Regelung, Rechtsverordnungen der Bundes-
regierung oder eines Bundesministers über Grundsätze und Gebühren
für die Benutzung der Einrichtungen des Postwesens und der Telekom-
munikation, über die Grundsätze der Erhebung des Entgelts für die Be-
nutzung der Einrichtungen der Eisenbahnen des Bundes, über den Bau
und Betrieb der Eisenbahnen, sowie Rechtsverordnungen auf Grund von
Bundesgesetzen, die der Zustimmung des Bundesrates bedürfen oder die
von den Ländern im Auftrage des Bundes oder als eigene Angelegenheit
ausgeführt werden.

(3) Der Bundesrat kann der Bundesregierung Vorlagen für den Erlaß
von Rechtsverordnungen zuleiten, die seiner Zustimmung bedürfen.

(4) Soweit durch Bundesgesetz oder auf Grund von Bundesgesetzen
Landesregierungen ermächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlassen,
sind die Länder zu einer Regelung auch durch Gesetz befugt.

Artikel 82 (Ausfertigung/Verkündung/Inkrafttreten)

(1) Die nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes zustande gekom-
menen Gesetze werden vom Bundespräsidenten nach Gegenzeichnung
ausgefertigt und im Bundesgesetzblatte verkündet. Rechtsverordnungen
werden von der Stelle, die sie erläßt, ausgefertigt und vorbehaltlich an-
derweitiger gesetzlicher Regelung im Bundesgesetzblatte verkündet.

(2) Jedes Gesetz und jede Rechtsverordnung soll den Tag des Inkraft-
tretens bestimmen. Fehlt eine solche Bestimmung, so treten sie mit dem
vierzehnten Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Bundesge-
setzblatt ausgegeben worden ist.

VIII. Die Ausführung der Bundesgesetze und die
Bundesverwaltung

Artikel 83 (Ausführung der Bundesgesetze durch die Länder)

Die Länder führen die Bundesgesetze als eigene Angelegenheit aus,
soweit dieses Grundgesetz nichts anderes bestimmt oder zuläßt.

Artikel 84 (Landeseigene Verwaltung/Bundesaufsicht)

(1) Führen die Länder die Bundesgesetze als eigene Angelegenheit
aus, so regeln sie die Einrichtung der Behörden und das Verwaltungsver-
fahren. Wenn Bundesgesetze etwas anderes bestimmen, können die Län-
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der davon abweichende Regelungen treffen. Hat ein Land eine abwei-
chende Regelung nach Satz 2 getroffen, treten in diesem Land hierauf
bezogene spätere bundesgesetzliche Regelungen der Einrichtung der Be-
hörden und des Verwaltungsverfahrens frühestens sechs Monate nach
ihrer Verkündung in Kraft, soweit nicht mit Zustimmung des Bundesra-
tes anderes bestimmt ist. Artikel 72 Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend. In
Ausnahmefällen kann der Bund wegen eines besonderen Bedürfnisses
nach bundeseinheitlicher Regelung das Verwaltungsverfahren ohne Ab-
weichungsmöglichkeit für die Länder regeln. Diese Gesetze bedürfen der
Zustimmung des Bundesrates. Durch Bundesgesetz dürfen Gemeinden
und Gemeindeverbänden Aufgaben nicht übertragen werden.

(2) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des Bundesrates all-
gemeine Verwaltungsvorschriften erlassen.

(3) Die Bundesregierung übt die Aufsicht darüber aus, daß die Län-
der die Bundesgesetze dem geltenden Rechte gemäß ausführen. Die Bun-
desregierung kann zu diesem Zwecke Beauftragte zu den obersten Lan-
desbehörden entsenden, mit deren Zustimmung und, falls diese Zustim-
mung versagt wird, mit Zustimmung des Bundesrates auch zu den nach-
geordneten Behörden.

(4) Werden Mängel, die die Bundesregierung bei der Ausführung der
Bundesgesetze in den Ländern festgestellt hat, nicht beseitigt, so be-
schließt auf Antrag der Bundesregierung oder des Landes der Bundesrat,
ob das Land das Recht verletzt hat. Gegen den Beschluß des Bundesrates
kann das Bundesverfassungsgericht angerufen werden.

(5) Der Bundesregierung kann durch Bundesgesetz, das der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, zur Ausführung von Bundesgesetzen die
Befugnis verliehen werden, für besondere Fälle Einzelweisungen zu er-
teilen. Sie sind, außer wenn die Bundesregierung den Fall für dringlich
erachtet, an die obersten Landesbehörden zu richten.

Artikel 85 (Auftragsverwaltung der Länder)

(1) Führen die Länder die Bundesgesetze im Auftrage des Bundes
aus, so bleibt die Einrichtung der Behörden Angelegenheit der Länder,
soweit nicht Bundesgesetze mit Zustimmung des Bundesrates etwas an-
deres bestimmen. Durch Bundesgesetz dürfen Gemeinden und Gemein-
deverbänden Aufgaben nicht übertragen werden.

(2) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des Bundesrates all-
gemeine Verwaltungsvorschriften erlassen. Sie kann die einheitliche
Ausbildung der Beamten und Angestellten regeln. Die Leiter der Mittel-
behörden sind mit ihrem Einvernehmen zu bestellen.

(3) Die Landesbehörden unterstehen den Weisungen der zuständigen
obersten Bundesbehörden. Die Weisungen sind, außer wenn die Bundes-
regierung es für dringlich erachtet, an die obersten Landesbehörden zu
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richten. Der Vollzug der Weisung ist durch die obersten Landesbehörden
sicherzustellen.

(4) Die Bundesaufsicht erstreckt sich auf Gesetzmäßigkeit und
Zweckmäßigkeit der Ausführung. Die Bundesregierung kann zu diesem
Zwecke Bericht und Vorlage der Akten verlangen und Beauftragte zu
allen Behörden entsenden.

Artikel 86 (Bundeseigene Verwaltung)

Führt der Bund die Gesetze durch bundeseigene Verwaltung oder
durch bundesunmittelbare Körperschaften oder Anstalten des öffentli-
chen Rechtes aus, so erläßt die Bundesregierung, soweit nicht das Gesetz
Besonderes vorschreibt, die allgemeinen Verwaltungsvorschriften. Sie
regelt, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, die Einrichtung der
Behörden.

Artikel 87 (Gebiete der bundeseigenen Verwaltung)

(1) In bundeseigener Verwaltung mit eigenem Verwaltungsunterbau
werden geführt der Auswärtige Dienst, die Bundesfinanzverwaltung und
nach Maßgabe des Artikels 89 die Verwaltung der Bundeswasserstraßen
und der Schiffahrt. Durch Bundesgesetz können Bundesgrenzschutzbe-
hörden, Zentralstellen für das polizeiliche Auskunfts- und Nachrichten-
wesen, für die Kriminalpolizei und zur Sammlung von Unterlagen für
Zwecke des Verfassungsschutzes und des Schutzes gegen Bestrebungen
im Bundesgebiet, die durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerich-
tete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik
Deutschland gefährden, eingerichtet werden.

(2) Als bundesunmittelbare Körperschaften des öffentlichen Rechtes
werden diejenigen sozialen Versicherungsträger geführt, deren Zustän-
digkeitsbereich sich über das Gebiet eines Landes hinaus erstreckt. Sozi-
ale Versicherungsträger, deren Zuständigkeitsbereich sich über das Ge-
biet eines Landes, aber nicht über mehr als drei Länder hinaus erstreckt,
werden abweichend von Satz 1 als landesunmittelbare Körperschaften
des öffentlichen Rechtes geführt, wenn das aufsichtsführende Land
durch die beteiligten Länder bestimmt ist.

(3) Außerdem können für Angelegenheiten, für die dem Bunde die
Gesetzgebung zusteht, selbständige Bundesoberbehörden und neue bun-
desunmittelbare Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechtes
durch Bundesgesetz errichtet werden. Erwachsen dem Bunde auf Gebie-
ten, für die ihm die Gesetzgebung zusteht, neue Aufgaben, so können bei
dringendem Bedarf bundeseigene Mittel- und Unterbehörden mit Zu-
stimmung des Bundesrates und der Mehrheit der Mitglieder des Bundes-
tages errichtet werden.
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Artikel 87d (Luftverkehrsverwaltung)

(1) Die Luftverkehrsverwaltung wird in Bundesverwaltung geführt.
Aufgaben der Flugsicherung können auch durch ausländische Flugsiche-
rungsorganisationen wahrgenommen werden, die nach Recht der Euro-
päischen Gemeinschaft zugelassen sind. Das Nähere regelt ein Bundes-
gesetz.

(2) Durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates be-
darf, können Aufgaben der Luftverkehrsverwaltung den Ländern als
Auftragsverwaltung übertragen werden.

Artikel 87e (Eisenbahnverkehrsverwaltung)

(1) Die Eisenbahnverkehrsverwaltung für Eisenbahnen des Bundes
wird in bundeseigener Verwaltung geführt. Durch Bundesgesetz können
Aufgaben der Eisenbahnverkehrsverwaltung den Ländern als eigene An-
gelegenheit übertragen werden.

(2) Der Bund nimmt die über den Bereich der Eisenbahnen des Bun-
des hinausgehenden Aufgaben der Eisenbahnverkehrsverwaltung wahr,
die ihm durch Bundesgesetz übertragen werden.

(3) Eisenbahnen des Bundes werden als Wirtschaftsunternehmen in
privat-rechtlicher Form geführt. Diese stehen im Eigentum des Bundes,
soweit die Tätigkeit des Wirtschaftsunternehmens den Bau, die Unter-
haltung und das Betreiben von Schienenwegen umfaßt. Die Veräußerung
von Anteilen des Bundes an den Unternehmen nach Satz 2 erfolgt auf
Grund eines Gesetzes; die Mehrheit der Anteile an diesen Unternehmen
verbleibt beim Bund. Das Nähere wird durch Bundesgesetz geregelt.

(4) Der Bund gewährleistet, daß dem Wohl der Allgemeinheit, insbe-
sondere den Verkehrsbedürfnissen, beim Ausbau und Erhalt des Schie-
nennetzes der Eisenbahnen des Bundes sowie bei deren Verkehrsangebo-
ten auf diesem Schienennetz, soweit diese nicht den Schienenpersonen-
nahverkehr betreffen, Rechnung getragen wird. Das Nähere wird durch
Bundesgesetz geregelt.

(5) Gesetze auf Grund der Absätze 1 bis 4 bedürfen der Zustimmung
des Bundesrates. Der Zustimmung des Bundesrates bedürfen ferner Ge-
setze, die die Auflösung, die Verschmelzung und die Aufspaltung von
Eisenbahnunternehmen des Bundes, die Übertragung von Schienenwe-
gen der Eisenbahnen des Bundes an Dritte sowie die Stillegung von
Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes regeln oder Auswirkungen
auf den Schienenpersonennahverkehr haben.

Artikel 91 (Staatsnotstand)

(1) Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die
freiheitliche demokratische Grundordnung des Bundes oder eines Lan-
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des kann ein Land Polizeikräfte anderer Länder sowie Kräfte und Ein-
richtungen anderer Verwaltungen und des Bundesgrenzschutzes anfor-
dern.

(2) Ist das Land, in dem die Gefahr droht, nicht selbst zur Bekämp-
fung der Gefahr bereit oder in der Lage, so kann die Bundesregierung
die Polizei in diesem Lande und die Polizeikräfte anderer Länder ihren
Weisungen unterstellen sowie Einheiten des Bundesgrenzschutzes ein-
setzen. Die Anordnung ist nach Beseitigung der Gefahr, im übrigen je-
derzeit auf Verlangen des Bundesrates aufzuheben. Erstreckt sich die
Gefahr auf das Gebiet mehr als eines Landes, so kann die Bundesregie-
rung, soweit es zur wirksamen Bekämpfung erforderlich ist, den Landes-
regierungen Weisungen erteilen; Satz 1 und Satz 2 bleiben unberührt.

IX. Die Rechtsprechung

Artikel 92 (Rechtsprechende Gewalt)

Die rechtsprechende Gewalt ist den Richtern anvertraut; sie wird
durch das Bundesverfassungsgericht, durch die in diesem Grundgesetze
vorgesehenen Bundesgerichte und durch die Gerichte der Länder ausge-
übt.

Artikel 93 (Zuständigkeit des Bundesverfassungsgerichts)

(1) Das Bundesverfassungsgericht entscheidet:
1. über die Auslegung dieses Grundgesetzes aus Anlaß von Streitigkei-

ten über den Umfang der Rechte und Pflichten eines obersten Bun-
desorgans oder anderer Beteiligter, die durch dieses Grundgesetz
oder in der Geschäftsordnung eines obersten Bundesorgans mit ei-
genen Rechten ausgestattet sind;

2. bei Meinungsverschiedenheiten oder Zweifeln über die förmliche
und sachliche Vereinbarkeit von Bundesrecht oder Landesrecht mit
diesem Grundgesetze oder die Vereinbarkeit von Landesrecht mit
sonstigem Bundesrechte auf Antrag der Bundesregierung, einer
Landesregierung oder eines Viertels der Mitglieder des Bundestages;

2a. bei Meinungsverschiedenheiten, ob ein Gesetz den Voraussetzungen
des Artikels 72 Abs. 2 entspricht, auf Antrag des Bundesrates, einer
Landesregierung oder der Volksvertretung eines Landes;

3. bei Meinungsverschiedenheiten über Rechte und Pflichten des Bun-
des und der Länder, insbesondere bei der Ausführung von Bundes-
recht durch die Länder und bei der Ausübung der Bundesaufsicht;

4. in anderen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten zwischen dem
Bunde und den Ländern, zwischen verschiedenen Ländern oder in-
nerhalb eines Landes, soweit nicht ein anderer Rechtsweg gegeben
ist;
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4a. über Verfassungsbeschwerden, die von jedermann mit der Behaup-
tung erhoben werden können, durch die öffentliche Gewalt in einem
seiner Grundrechte oder in einem seiner in Artikel 20 Abs. 4, 33, 38,
101, 103 und 104 enthaltenen Rechte verletzt zu sein;

4b. über Verfassungsbeschwerden von Gemeinden und Gemeindever-
bänden wegen Verletzung des Rechts auf Selbstverwaltung nach Ar-
tikel 28 durch ein Gesetz, bei Landesgesetzen jedoch nur, soweit
nicht Beschwerde beim Landesverfassungsgericht erhoben werden
kann;

4c. über Beschwerden von Vereinigungen gegen ihre Nichtanerkennung
als Partei für die Wahl zum Bundestag;

5. in den übrigen in diesem Grundgesetze vorgesehenen Fällen.

(2) Das Bundesverfassungsgericht entscheidet außerdem auf Antrag
des Bundesrates, einer Landesregierung oder der Volksvertretung eines
Landes, ob im Falle des Artikels 72 Abs. 4 die Erforderlichkeit für eine
bundesgesetzliche Regelung nach Artikel 72 Abs. 2 nicht mehr besteht
oder Bundesrecht in den Fällen des Artikels 125a Abs. 2 Satz 1 nicht
mehr erlassen werden könnte. Die Feststellung, dass die Erforderlichkeit
entfallen ist oder Bundesrecht nicht mehr erlassen werden könnte, er-
setzt ein Bundesgesetz nach Artikel 72 Abs. 4 oder nach Artikel 125a
Abs. 2 Satz 2. Der Antrag nach Satz 1 ist nur zulässig, wenn eine Geset-
zesvorlage nach Artikel 72 Abs. 4 oder nach Artikel 125a Abs. 2 Satz 2
im Bundestag abgelehnt oder über sie nicht innerhalb eines Jahres bera-
ten und Beschluss gefasst oder wenn eine entsprechende Gesetzesvorlage
im Bundesrat abgelehnt worden ist.

(3) Das Bundesverfassungsgericht wird ferner in den ihm sonst durch
Bundesgesetz zugewiesenen Fällen tätig.

Artikel 95 (Oberste Bundesgerichte)

(1) Für die Gebiete der ordentlichen, der Verwaltungs-, der Finanz-,
der Arbeits- und der Sozialgerichtsbarkeit errichtet der Bund als oberste
Gerichtshöfe den Bundesgerichtshof, das Bundesverwaltungsgericht,
den Bundesfinanzhof, das Bundesarbeitsgericht und das Bundessozial-
gericht.

(2) Über die Berufung der Richter dieser Gerichte entscheidet der für
das jeweilige Sachgebiet zuständige Bundesminister gemeinsam mit ei-
nem Richterwahlausschuß, der aus den für das jeweilige Sachgebiet zu-
ständigen Ministern der Länder und einer gleichen Anzahl von Mitglie-
dern besteht, die vom Bundestage gewählt werden.

(3) Zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung ist ein Ge-
meinsamer Senat der in Absatz 1 genannten Gerichte zu bilden. Das Nä-
here regelt ein Bundesgesetz.
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Artikel 101 (Verbot von Ausnahmegerichten)

(1) Ausnahmegerichte sind unzulässig. Niemand darf seinem gesetzli-
chen Richter entzogen werden.

(2) Gerichte für besondere Sachgebiete können nur durch Gesetz er-
richtet werden.

Artikel 102 (Abschaffung der Todesstrafe)

Die Todesstrafe ist abgeschafft.

Artikel 103 (Rechtliches Gehör/Rechtsgarantien)

(1) Vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtliches Gehör.
(2) Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetz-

lich bestimmt war, bevor die Tat begangen wurde.
(3) Niemand darf wegen derselben Tat auf Grund der allgemeinen

Strafgesetze mehrmals bestraft werden.

Artikel 104 (Freiheitsentziehung)

(1) Die Freiheit der Person kann nur auf Grund eines förmlichen Ge-
setzes und nur unter Beachtung der darin vorgeschriebenen Formen be-
schränkt werden. Festgehaltene Personen dürfen weder seelisch noch
körperlich mißhandelt werden.

(2) Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung hat
nur der Richter zu entscheiden. Bei jeder nicht auf richterlicher Anord-
nung beruhenden Freiheitsentziehung ist unverzüglich eine richterliche
Entscheidung herbeizuführen. Die Polizei darf aus eigener Machtvoll-
kommenheit niemanden länger als bis zum Ende des Tages nach dem
Ergreifen in eigenem Gewahrsam halten. Das Nähere ist gesetzlich zu
regeln.

(3) Jeder wegen des Verdachtes einer strafbaren Handlung vorläufig
Festgenommene ist spätestens am Tage nach der Festnahme dem Richter
vorzuführen, der ihm die Gründe der Festnahme mitzuteilen, ihn zu ver-
nehmen und ihm Gelegenheit zu Einwendungen zu geben hat. Der Rich-
ter hat unverzüglich entweder einen mit Gründen versehenen schriftli-
chen Haftbefehl zu erlassen oder die Freilassung anzuordnen.

(4) Von jeder richterlichen Entscheidung über die Anordnung oder
Fortdauer einer Freiheitsentziehung ist unverzüglich ein Angehöriger
des Festgehaltenen oder eine Person seines Vertrauens zu benachrichti-
gen.
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X. Das Finanzwesen

Artikel 114 (Rechnungslegung/Rechnungsprüfung)

(1) Der Bundesminister der Finanzen hat dem Bundestage und dem
Bundesrate über alle Einnahmen und Ausgaben sowie über das Vermö-
gen und die Schulden im Laufe des nächsten Rechnungsjahres zur Ent-
lastung der Bundesregierung Rechnung zu legen.

(2) Der Bundesrechnungshof, dessen Mitglieder richterliche Unab-
hängigkeit besitzen, prüft die Rechnung sowie die Wirtschaftlichkeit
und Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung des
Bundes. Zum Zweck der Prüfung nach Satz 1 kann der Bundesrech-
nungshof auch bei Stellen außerhalb der Bundesverwaltung Erhebungen
vornehmen; dies gilt auch in den Fällen, in denen der Bund den Ländern
zweckgebundene Finanzierungsmittel zur Erfüllung von Länderaufga-
ben zuweist. Er hat außer der Bundesregierung unmittelbar dem Bun-
destage und dem Bundesrate jährlich zu berichten. Im übrigen werden
die Befugnisse des Bundesrechnungshofes durch Bundesgesetz geregelt.

XI. Übergangs- und Schlußbestimmungen

Artikel 116 (Begriff „Deutsch“/Wiedereinbürgerung)

(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich ander-
weitiger gesetzlicher Regelung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit
besitzt oder als Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehörig-
keit oder als dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiete des
Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme
gefunden hat.

(2) Frühere deutsche Staatsangehörige, denen zwischen dem 30. Ja-
nuar 1933 und dem 8. Mai 1945 die Staatsangehörigkeit aus politischen,
rassischen oder religiösen Gründen entzogen worden ist, und ihre Ab-
kömmlinge sind auf Antrag wieder einzubürgern. Sie gelten als nicht
ausgebürgert, sofern sie nach dem 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz in
Deutschland genommen haben und nicht einen entgegengesetzten Willen
zum Ausdruck gebracht haben.
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